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Welche von den „allgemeinen Rechten der Staats- 
bürger“ find politiſche und durch die Berfafung 
gewährleiſtete Rechte? 

Von Dr. Anton Mroczenski, k. k. Finanz⸗Conceptsprakticant. 
(Schluß. 


Die zweite Beſtimmung, welche aus dem oben erwähnten Grunde 
einer Erörterung bedarf, iſt das Alinea 2 des Art. 4. Dieſes beſtimmt 
nämlich: „Allen Staatsbürgern, welche in einer Gemeinde wohnen und 
daſelbſt von ihrem Realbeſitze, Erwerbe oder Einkommen Steuer entrichten, 
gebührt das active und paſſive Wahlrecht zur Gemeindevertretung unter 
denſelben Bedingungen wie den Gemeindeangehörigen.“ 

Auf Grund dieſer Beſtimmung hat das Reichsgericht ſich com⸗ 
petent erklärt in Fällen, in welchen ein Gemeindegenoſſe die Gleichſtellung 
mit den Gemeindeangehörigen in Bezug auf das Wahlrecht zur Gemeinde- 
vertretung in Anſpruch nahm; dem klaren Wortlaute des Geſetzes 
entſprechend. 

Auf Grund dieſer Beſtimmung hat ſich aber das Reichsgericht 
auch competent erklärt in Fällen, in welchen es ſich nicht um dieſe 
Gleichſtellung handelte, in welchen von Gemeinde genoſſen gar 
keine Rede war, ſondern wo die Entſcheidung des Rechtsſtreites ſich 
darum drehte, ob Beſchwerdeführer Angehöriger der Gemeinde und 
als ſolcher wahlberechtigt ſei. 

Dasſelbe hat ſeine diesbezügliche Anſchauung in dem Satze aus⸗ 
geſprochen: „Das active und paſſive Wahlrecht zur Gemeindevertretung 
it ein politiſches, im Art. 4, Al. 2 gewährleiſtetes Recht.“ 

Wer nun aber behauptet, daß das Staatsgrundgeſetz dadurch, 


daß es jagt, den Gemeindegenoſſen gebührt das Wahlrecht zur Gemeinde— 
vertretung unter denſelben Bedingungen wie den Gemeindeangehörigen, 
ausſpreche, den Gemeindeangehörigen gebühre ein ſolches Wahlrecht, der 
muß auch zugeben, daß dieſes Staatsgrundgeſetz das Wahlrecht der 
Gemeindeangehörigen au gewiſſe Bedingungen fnüpft. 

Da nun dieſe Bedingungen in dieſem Grundgeſetze nicht an- 
gegeben ſind, ſo bezieht ſich dasſelbe dadurch auf jene Geſetze, welche 
dieſelben aufſtellen, und es ſind nun folgende Fälle möglich: 

Entweder das Staatsgrundgeſetz geht aus von dem factiſchen Beſtande 
des Wahlrechtes der Gemeindeangehörigen und erhebt dieſes zum Grund— 
rechte, indem es unter indirecter Ausſprechung des Wahlrechtes aner- 
kennt, daß es an gewiſſe Bedingungen gebunden iſt und dieſe thatſäch— 
lich beſtehenden Bedingungen in ſich aufnimmt, oder das Staatsgrundgeſetz 
enthält ſich aller Ingerenz auf die Beſtimmung dieſer Bedingungen und 
überläßt die Feſtſtellung derſelben anderen Geſetzen. 

In dieſem letzteren Falle nun würde eine Zuerkennung des Wahl- 
rechtes auch nicht einmal für Einen Gemeindeangehörigen vorliegen, 
ſondern es würde im Gegentheile nur ausgeſprochen ſein: Die Feſt⸗ 
ſtellung, unter welchen Bedingungen einem Gemeindeangehörigen das 
Wahlrecht zur Gemeindevertretung zuſteht, und damit auch, wem das— 
ſelbe zuſteht, iſt nicht Sache dieſes Geſetzes. 

Im erſteren Falle ſtößt man ſchon auf unüberwindliche Schwierig— 
keiten bei der Frage: aus welcher von den zahlreichen von einander ab- 
weichenden Gemeinde-Wahlordnungen hat das Staatsgrundgeſetz die dies⸗ 
fälligen Beſtimmungen aufnehmen, an welche von den vielfach verſchie— 
denen Bedingungen hat es dieſes Wahlrecht knüpfen wollen? 

Aber ſelbſt wenn man über dieſe Schwierigkeit hinwegkommen 
könnte, ſo würde ſich die Nothwendigkeit ergeben, daß jede Abänderung 
dieſer nun in's Staatsgrundgeſetz aufgenommenen Bedingungen, da ſie eine 
Abänderung eines Grundgeſetzes involviren würde, der erſchwerten 
Form des Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes über die Reichsvertretung 
unterliegen müßte. 

Statt deſſen ſehen wir, daß die Aenderung der Gemeinde-Wahl⸗ 
ordnungen nicht nur nicht an die erſchwerte Form des Art. 15 gebunden, 
ja nicht einmal der Reichsgeſetzgebung vorbehalten, ſondern der Landes⸗ 
geſetzgebung überlaſſen iſt. 

Es kann alſo auch der erſte der angenommenen Fälle dem Al. 2 
des Art. 4 nicht ſupponirt werden. 

Die Anſicht, daß der wiederholt erwähnte Artikel das Wahlrecht 
der, d. h. aller Gemeindeangehörigen principiell anerkannt habe, wonach 
dann unter den „Bedingungen“ des Geſetzes die Modalitäten der Aus⸗ 
übung zu verſtehen wären, widerlegt ſich von ſelbſt mit Rückſicht auf 
den Wortlaut dieſer Geſetzesſtelle, welche von Bedingungen ſpricht, unter 
welchen das Wahlrecht den Gemeindegenoſſen gebührt und die Gemeinde⸗ 
angehörigen ihnen in dieſer Beziehung gleichſtellt und mit Rückſicht auf 
die in der Specialdebatte des Abgeordnetenhauſes wiederholt zum Aus⸗ 
drucke gekommene Tendenz, „daß die Landtage in keiner Weiſe in der 
[Verleihung des Wahlrechtes gehindert werden ſollen und daß es 


denjelben überlaſſen werden ſolle, 
Wahlrecht treffeu wollen.“ 

Ein weiteres Moment für die Anſicht, daß die in Rede ſtehende 
Geſetzesſtelle eine verfaſſungsmäßige Gewährleiſtung des Gemeinde— 
wahlrechtes nicht enthalte, iſt redactioneller Natur. 

Würde das Staatsgrundgeſetz Nr. 142 auch das Wahlrecht der 
Gemeindeangehörigen grundgeſetzlich gewährleiſten wollen, ſo wäre es 
nicht recht einzuſehen, warum dies gerade an dieſer Stelle geſchehen ſollte. 

Das Alinea 1 dieſes Artikels ſpricht von der Freizügigkeit, das 
Al. 3 von der Auswanderungsfreiheit. Ein logiſcher Anſchluß des Al. 2 
aus Al. 1 iſt nur dann vorhanden, wenn man dem erſteren nur die 
Bedeutung beilegt, daß Derjenige, der in Folge des Freizügigkeitsrechtes 
feine Heimatsgemeinde verläßt, in der Gemeinde, zu der er in dauernde 
Verbindung tritt, den dort Heimatsberechtigten, den Gemeindeangehöri— 
gen, in Bezug auf das Wahlrecht gleichgeſtellt ſein ſoll. 

Aber auch aus der Entſtehungsgeſchichte dieſes Geſetzes laſſen 
ſich Argumente für die erwähnte Anſicht ableiten. 

So erklärt der Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes im Punkte 5, 
daß im Al. 4 als eine Conſequenz der Freizügigkeit und als 
Richtſchnur für die Landesgeſetzgebung der im Al. 2 dieſes 
Artikels enthaltene Grundſatz aufgeſtellt wurde. 

Weiter heißt es, daß auch wohl vom Standpunkte ſtrenger 
Gerechtigkeit den Gemeindegenoſſen, welche gleiche Laſten, wie die 
Gemeindeangehörigen zu tragen haben, die Gewährung gleicher Rechte 
nicht verweigert werden könne. 

In der Specialdebatte des Abgeordnetenhauſes hatte Dr Breſtel, 
ein Mitglied des Verfaſſungsausſchuſſes, wiederholt Gelegenheit, jenen 
Abgeordneten gegenüber, welche von der in Rede ſtehenden Beſtimmung 
eine Einſchränkung des Wirkungskreiſes der Landtage befürchteten, die 
Tendenz dieſer Norm klarzuſtellen. 

So erklärte er einem Abgeordneten aus Tirol gegenüber wörtlich: 
„Man wollte gleichzeitig mit der Freizügigkeit auch ausſprechen, daß 
derjenige Angehörige eines Landes, der ſich in einem anderen zum 
Reiche gehörigen Lande niederläßt (Dr. Breſtel ſpricht hier vom Lande 
ſtatt von der Gemeinde, weil der Eutwurf des Verfaſſungsausſchuſſes 
neben dem Worte „Gemeindevertretung“ die Worte „und Landesver— 
tretung“ enthielt, die in Folge Beſchluſſes des Herrenhauſes, dem auch 
das Abgeorduetenhaus beitrat, entfielen), dort in der Beziehung in 


was für Beſtimmungen ſie für das 


gleicher Weiſe behandelt werde, wie der Einheimiſche ſelbſt. Von dieſem 


Standpunkte aus wollte man jede audere Beſtimmung in Betreff der 
Gemeindeangelegenheiten den Landtagen überlaſſen und wur ausſprechen, 
daß Derjenige, der in einem Lande domieilirt. das gleiche Recht 
mit den Angehörigen dieſes Lan des habe.“ Einem Abgeord— 
neten aus Niederöſterreich gegenüber erklärte er, es ſolle in dieſer 
Geſetzesſtelle einzig und allein nur ausgeſprochen werden, daß Dent- 
jenigen, der in einem Lande domicilirt, das gleiche Recht mit den 
dort Angehörigen zuſteht. 

Mit Rückſicht auf dieſe Erwägungen muß behauptet werden, daß 
das Alinea 2 des Art. 4 nur die Gleichſtellung der Gemeinde— 
genoſſen mit den Gemeindeangehörigen in Bezug auf das Wahlrecht 
zur Gemeindevertretung garantirt, eine Gewährleiſtung des Wahlrechtes 
der Gemeindeangehörigen jedoch nicht enthält. 

Da nun auch die Bedenken bezüglich der Artikel 4 und 5 
erörtert wurden, fo geht die Beantwortung des erſten Theiles der auf- 
geworfenen Frage dahin: Alle in dem Staatsgrundgeſetze über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger den letzteren eingeräumten Rechte 
find politiſche Rechte im Sinne des Art. 14, Al. 2 dieſes Geſetzes 
und des Art. 3, lit. b des Grundgeſetzes über die Einſetzung eines 
Reichsgerichtes. 

Der zweite Theil dieſer Frage lautet: Welche von den allgemei— 
nen Rechten der Staatsbürger ſind durch die Verfaſſung gewähr- 
leiſtet? Da handelt es ſich nun zunächſt um die Feſtſtellung des 
Begriffes „Verfaſſung“ im Sinne des citirten Art. 3, lit. b. 

Eine geſetzliche Definition dieſes Begriffes enthält das Februar⸗ 
patent im Art. VI, welcher den ganzen Inbegriff der Grundgeſetze die 
Verfaſſung nennt. 

Wenn der Verfaſſungsausſchuß im Motivenberichte zum Art. 3, 
lit. b des Staatsgrundgeſetzes über die Einſetzung eines Reichsgerichtes 
ausſpricht, daß die Ingerenz des Reichsgerichtes auf jene Fälle 
beſchränkt ſei, in welchen es ſich um die Verletzung der durch die 
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Verf aſſung, d. i. durch die Staatsgrundgeſetze gewährleiſteten 
politiſchen Rechte handelt, und wenn er die Wichtigkeit des Schutzes der 
durch die Staatsg rund geſetze gewährleiſteten politiſchen Rechte damit 
begründet, daß es ſich da um den Schutz der Verfaſſung ſelbſt handle, 
ſo ſpricht er damit aus, daß er dem Ausdrucke „Verfaſſung“ im 
Art. 3, lit. b den durch die vorerwähnte geſetzliche Definition feſt⸗ 
geſetzten Sinn beilegt. 

f Auch Ulbrich verſteht unter „Verfaſſung“ nur die Staatsgrund⸗ 
geſetze, wenn er (Handbuch des öſterreichiſch-ungariſchen Staatsrechtes 
Pag. 38) erklärt, daß die erſchwerenden Vorſchriften für Geſetzes⸗ 
änderungen nur bei Verfaſſungsänderungen platzgreifen, da der 
Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes Nr. 141 ſie ausdrücklich nur für 
Aenderungen der Staatsgrundgeſetze ſtatuirt; ebenſo, wenn er die 
Bedeutung der Unterſcheidung der politiſchen Rechte in ſolche, die in 
den Staatsgrundgeſetzeen gewährleiſtet find und ſolche, die es 
nicht ſind, für's öſterreichiſche Recht damit begründet, daß zum Schutze 
erſterer das Reichsgericht berufen ſei. 

Auch das Reichsgericht hat dadurch, daß es (nach Hye, Einl. z. 
J. Bd. Pag. XXIV Anm) Beſchwerden von Gemeinden über Ver— 
letzung der Gemeindeautonomie wegen Incompetenz zurückwies, weil 
die den Gemeinden eingeräumte Autonomie, möge ſie auch als poli— 
tiſches Recht aufgefaßt werden, doch in keinem unſerer Staatsgrund— 
geſetze verfaſſungsmäßig gewährleiſtet erſcheine, ſich zu dieſer Anſicht 
bekannt. 

Um ſo mehr muß es befremden, wenn dasſelbe ſpäter (E. v. 
24. April 1881, 3. 71, Nr. 234 Hye) ausſpricht: „Der Art. 3, 
lin. b ſtatuirt wortklar, es müſſe das vom Reichsgerichte zu ſchützende 
Recht ein durch die Verfaſſung (wicht durch ein Staatsgrund— 
geſetz) gewährleiſtetes Recht ſein“ und wenn es demgemäß das durch 
die Reichsrathswahlorduung gewährte Wahlrecht zur Reichsvertretung 
in einer beſtimmten Wählerelaſſe als politisches, durch die Wer— 
faſſung gewährleiſtetes Recht erklärt. Ein weiteres Eingehen auf dieſe 
Rechtsauſchauung würde über den Rahmen dieſer Erörterung hinaus— 
führen, die ſich nur auf das Staatsgrundgeſetz über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger bezieht, das unbeſtrittenermaßen zur Ver⸗ 
faſſung gehört. 

Schließlich bedarf 
Worte. 

Daraus, daß das Staatsgrundgeſetz Nr. 142 an zwei Stellen, 
nämlich in den Artikeln 8 und 14, dieſes Wort ausdrücklich gebraucht, 
ſcheint geſchloſſen werden zu können, daß das Geſetz mit dieſem Aus— 
drucke eine erhöhte Garantie verbinde; welche Anſicht noch bekräſtigt 
zu werden ſcheint dadürch, daß die juridiſch-politiſche Commiſſion des 
Herrenhauſes bei Berathuͤng dieſes Geſetzes das im Entwürfe auch in 
dem 2. Alinea des Art. 19 vorkommende Wort „gewährleiſtet“ durch 
den Ausdruck „anerkannt“ erſetzte und zur Begründung erklärte: „es 
ſchien nicht augemeſſen, ein Verſprechen zu leiſten, deſſen Erfüllung nach 
Thunlichkeit zu fordern, man wohl als Recht anerkennen, von dem 
man ſich aber im Vorhinein ſagen muß, daß man ſeine Erfüllung nicht 
verbürgen könne.“ 

Wird aber dieſe Anſicht ſchon dadurch ſehr erſchüttert, daß dar⸗ 
nach die Competenz des Reichsgerichtes eine ſehr beſchränkte wäre, ſo 
erweiſt ſie ſich als ganz unbegründet, weun der Berichterſtatter des 
Verfaſſungsausſchuſſes in der zweiten Specialdebatte des Abgeordneten— 
hauſes erklärt: „der Verfaſſungsausſchuß hat zwiſchen den Ausdrücken 
„gewährleiſtet“ und „anerkannt“ einen viel zu unweſentlichen Unter⸗ 
ſchied gefunden, um nicht der Motivirung und dem Beſchluſſe des 
Herrenhauſes beizutreten“ und wenn das Abgeordnetenhaus daraufhin 
die Erſetzung des Wortes „gewährleiſtet“ im Art. 19, Al. 2 durch 
den Ausdruck „anerkannt“ beſchließt. 

Es muß daher im Anſchluſſe an die diesbezüglich einmüthige 
Theorie und Praxis an der Gleichwerthigkeit beider Ausdrücke für's 
öſterreichiſche Verſaſſungsrecht feſtgehalten werden. 

Aus den auf dieſe Weiſe entwickelten Begriffen beantwortet ſich 
die dieſer Erörterung zu Grunde liegende Frage dahin: Alle in dem 
Staatsgrundgeſetze vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, 
anerkannten allgemeinen Rechte der Staatsbürger ſind politiſche Rechte 
und durch die Verſaſſung gewährleiſtet. 


noch der Ausdruck „gewährleiſtet“ einiger 


Zum 
R. G. Bl. Nr. 22. 


Nachdem wir bereits Gelegenheit hatten, auf die Bedeutung der 
Gewerbegeſetzuovelle vom 8. März d. I., betreffend die Reviſion der 
geſetzlichen Beſtimmungen über das gewerbliche Hilfsperſonale, an an⸗ 
derer Stelle hinzuweiſen, erſcheint es uns doch im Intereſſe der Praxis 
geboten, auch eines Verſehens Erwahnung zu thun, welches ſich unſeres 
Dafürhaltens in den Gefehestert des § 78 4d dieſer Novelle ein— 
geſchlichen hat. Dieſer Paragraph handelt nämlich von den geſetzlichen 
Folgen, welche einzutreten haben, wenn Lohnforderungen von gewerb— 
lichen Hilfsarbeitern an ihre Arbeitsgeber entgegen den in den SS 78, 
78 à und 78 h enthaltenen Vorſchriften anders als durch Barzahlung 
berichtigt wurden. 

Vor allen Auderen ſind die Hilfsarbeiter berechtigt, zu jeder Zeit 
die Bezahlung ihrer Forderungen in barem Gelde zu beanſpruchen, ohne 
daß ihnen eine Einrede des an Zahlungsſtatt Gegebenen entgegengeſetzt 


werden kann. Ueber die weiteren Folgen beſtimmt beſagter Paragraph Folgen- 


des: „Soweit das an Zahlungsſtatt Gegebene bei dem Empfanger vorhan— 
den iſt, oder dieſer daraus noch bereichert erſcheint, fällt dasſelbe oder 
deſſen Werth, wenn in der Arbeitsordnung ($ 88 a) die von den Ar— 
beitern zu entrichtende Geldſtrafe für eine Krankencaffe der betreffenden 
Fabriks⸗ oder Gewerbsunternehmung beſtimmt iſt, dieſer und, wenn der 
Gewerbsinhaber einer Genoſſenſchaft angehört, 


ſolche nicht, To fallen die Geldſtrafen dem Armeunfonde des Ortes zu, 
wo die Gewerbsunternehmung ihren Sitz hat.“ 

Folgerichtig hatten nämlich im vorſtehenden Schlußſatze auſtatt 
der Worte „die Geldſtrafen“ die Worte „das an Zahlungsſtatt Gege— 
bene oder deſſen Werth, inſoferne dasſelbe bei dem Empfänger noch 
vorhanden it, oder dieſer noch daraus bereichert erſcheint“ 
denn der beſagte Paragraph handelt in ſeinem im Wortlaute vorcitirten 


zweiten Abſatze ja nur von der Verwendung des dem Arbeiter eutgegen 
Zuhlungs⸗ 


den geſetzlichen Vorſchriften an Stelle des Lohnes an 
ſtatt Gegebenen, reſp. von deſſen Verfalle, und kann daher nicht zugleich 
auch eine Beſtimmung über die Verwendung von ſeitens der Arbeiten 
bei Uebertretung der Arbeitsorduung zu entrichtenden Couventional-Geld⸗ 
ſtrafen treffen, welche Beſtimmung nach § 88 à Abſatz 2 ausdrücklich 
der Arbeitsordnung vorbehalten iſt. 

Würde der erwähnte Schlußſatz des § 78 chin ſeiner gegenwärti— 
gen Faſſung belaſſen, ſo würde bejagter Paragraph nicht nur in ſeinen 
Beſtimmungen unklar und unverſtäudlich, weil erſt keine Beſtimmung 


der geuoſſenſchaftlichen 
Kraukencaſſe zu; beſteht für die betreffende Gewerbsunternehmung eine 


L 


§ 78 d der Gewerbegeſetzuovelle vom 8. März 1885, 


einzutreten; 


darüber getroffen wäre, was mit dem an Zahlungsſtatt Gegebenen oder 


deſſen Werthe ꝛc. in dem Falle zu geſchehen hat, wenn für die betreffende 
Gewerbsunternehmung eine genoſſeuſchaftliche Krankencaſſe micht beſteht, 
ſondern es würde auch ein Widerſpruch ſtatuirt mit den Beſtimmungen 
des $ 88 a über die Arbeitsordnung, welche, wie bereits erwähnt, im 
Alinea ng die Anordnungen über beſagte Conventional-Geldſtrafen und 
deren Verwendung der Competenz der Arbeitsordnung überweiſen. 

Es dürfte daher eine geſetzgeberiſche Correctur des, offenbar aus 
Verſehen, im erwähnten Punkte falſch gefaßten § 78 d nothwendig werden. 

r. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bei Beurtheilung der Frage über die Verpflichtung des Gewerbs- 
inhabers, die Krankenverpflegskoſten für feine Arbeiter zu bezahlen, 
iſt nicht der Umſtand entſcheidend, ob diefelben als Gewerbsgehilfen 
oder Arbeiter im Sinne der Gewerbeordnung anzuſehen ſind, 
ſondern lediglich das Moment der thatſächlichen Verwendung im 
Gewerbe und erſtreckt ſich die erwähnte Zahlungsverpflichtung 
des Gewerbsinhabers anch auf Taglöhner, ſobald diefelben im 
Gewerbe wenn auch nur vorübergehend verwendet werden. 


Der Taglöhner F. S. zog ſich, während er beim Bräuer M. K. 
in G. in Arbeit war, eine Verwundung zu und begab ſich am 17. De- 
cember 1884 in das allgemeine öffentliche Krankenhaus in L., woſelbſt der 
Genannte bis 21. Februar 1885 ärztlich behandelt und verpflegt wurde. 
Von den im Betrage von 40 fl. 20 kr. anerlaufenen Verpflegskoſten 
hat die Krankenhausverwaltung die für 28 Tage entfallende Quote per 
16 fl. 80 kr. von dem Arbeitsgeber M. K. in G. angeſprochen, welche 


ihm in keinem dauernden Arbeitsverhältuiſſe und nur vorübergehend als 
Taglöhner beſchäftigt war. Die Seitens der Bezirkshauptmaunſchaft 2. 
gepflogenen Erhebungen haben die Richtigkeit dieſer Angaben beftätigt und 
ergeben, daß F. S. bei der Gemeinde G. als Inwohner gemeldet war. 
daß er von M. K. als Taglöhner gegen einen Taglohn von 90 kr. auf⸗ 
genommen wurde, und daß derſelbe ſich für jede ihm zugewieſene Arbeit, 
ſei es in der Landwirthſchaft, ſei es im Gewerbe, verwenden laſſen mußte. 
Im Hinblicke auf die nachgewieſene Verwendung des F S. als Taglöhner 
hat die Bezirkshauptmannſchaft L. mit der Entſcheidung vom 13. April 1885 
ausgeſprochen, daß M. K. zur Zahlung der angeſprochenen Verpflegs⸗ 
koſten nicht verpflichtet ſei, weil die Verpflichtung des Gewerbsinhabers, 
die Kraukenverpflegskoſten für feine Arbeiter zu bezahlen, ſich nicht auf 
die im Taglohne ſtehenden Perſonen erſtreckt. 

Ueber den Recurs der Krankenhausverwaltung in L. hat die 
Statthalterei in G. mit dem Erkenntniſſe vom 12. Mai 1885 die 
Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft L. beſtätigt, weil aus dem die 
Bezahlung der Krankenverpflegskoſten normirenden Hofkanzleidecrete vom 
8. September 1831, 3. 18.000 (ſteierm Prov.-Geſ.-Sammlg. Band 
13, Nr. 161), eine Verpflichtung des Arbeitsgebers für die Bezahlung 
der für Taglöhner erwachſenen Verpflegskoſten nicht abgeleitet werden kann. 

Gegen dieſes Erkenntniß hat der ſteierm. Landesausſchuß den 
Recurs eingebracht. 

Dieſem Recurſe hat das k. k. Miniſterium des Innern mit dem 
Erlaſſe vom 22. September 1885, 3. 12.224, Folge gegeben und 
unter Behebung der angefochtenen Entſcheidungen erſter und zweiter 
Inſtanz erkaunt, daß M. K. im Grunde der Beſtimmungen des Hof- 
kanzleidecretes vom 8. September 1831, 3. 18.000, P. G. S. für 
Steiermark Band 13, Nr. 161, verpflichtet ſei, den angefochtenen 
Verpflegskoſtenerſatz zu leiſten, weil durch die gepflogenen Erhebungen 
nachgewieſen erſcheint, daß F. S. als Arbeiter in dem Gewerbe des 
M. K. verwendet worden und iu dieſem Arbeitsverhältuiſſe erkrankt iſt. 

A. B. 


Die Anlage einer Schlachtbrücke in dem Wirthſchaftsgebäude eines 
im Innern eines größeren Ortes gelegenen Hauſes aus ſanitäts⸗ 
polizeiſichen Gründen unznläſſig erklärt. 

Der Fleiſchhauer und Hausbeſitzer Alois P. beabſichtigte, in dem 
Wirthſchaftsgebäude ſeines im Innern des Marktes B. befindlichen Hauſes 
zum Betriebe ſeines Gewerbes eine Schlachtſtätte (Schlachtbrücke) zu 


errichten. Er erhielt jedoch hiezu nicht die gewerbebehördliche Genehmigung., 


Der Bezirkshauptmann zu W. verweigerte ihm dieſe mit Beſcheid vom 
31. October 1883, 3. 13.577, und zwar darum, weil in dem zur 
Aulage in Ausſicht genommenen Gebäude ſich kein Brunnen befindet, 


der das nothwendige Waſſer zur Spülung und Reinhaltung liefern 
köunte, und ferner, weil Rückſichten der öffentlichen Geſundheitspflege es 


Erſatzleiſtung derſelbe jedoch mit der Motivirung ablehnte, daß F. S. bei 


nicht angezeigt erſcheinen laſſen, daß derartige Schlachtbrücken im Innern 
bewohnter Orte errichtet werden. 

Die k. k Statthalterei gab dem dagegen eingebrachten Recurſe 
des Alois P. mit Erlaß vom 3. December 1884, Z. 23.484, aus 
den Gründen der angefochtenen Entſcheidung keine Folge. 

Alois P. wendete ſich hierauf mit einem weiteren Recurſe an das 
k. k. Miniſterium des Innern, welches indeß mit Erlaß vom 18. Mai 
1885, 3. 3559, gleichfalls die Beſchwerde abwies und die zweitinſtanzliche 
Entſcheidung aus den Gründen derſelben beſtätigte. De, NED, 


ite ur. 

Dr. Guſtav Marchet, Profeſſor an der Hochſchule für Bodeucultur 
zu Wien: Studien über die Entwickelung der Verwaltungslehre 
in Deutſchland von der zweiten Hälfte des 17. bis zum Ende des 18. Jahr- 
hunderts München und Leipzig 1885. R. Oldenbourg. 

Mit Vergnügen lernen wir in dem anerkannt hervorragenden Pfleger 
und Lehrer der Bodencultur einen warmen und beredten „Schätzer der Verwal— 
tung“ kennen, wie wir deren in der literariſchen Welt leider nur Wenige haben. 
Dieſe Hochſchätzung gibt fich ſchon prägnant in jenem Satze des Vorwortes kund, 
worn ach „Alles, was mit „Verwaltung“ zuſammenhängt, endlos iſt, weil es 
in alle Gebiete des menſchkichen Denkens und Schaffens aus— 
mündet“. Von ihr legt aber auch jede Zeile des Buches lautes Zeugniß ab, 
und überhaupt würde der Verfaſſer dieſen ſpröden, unſerer Zeit etwas ferne 
liegenden Stoff zum Sujet einer eingehenden, erſichtlich liebevoll ausgeführten 


Darſtellung nie gewählt haben, weun er von der Wahrheit jenes Ausſpruches 
nicht innigſt überzeugt wäre. Zwar dem in der Entwicklungsgeſchichte der Ver⸗ 
waltungslehre Eingeweihten wird allerdings die Wahl gerade dieſer Periode 
begreiflich, ja dankbar erſcheinen. Was man immer von der Naivetät derſelben, 
dem all' zu breiten Ausſpinnen vieles Selbſtverſtandlichen, der nicht exacten 
Scheidung des Trennbaren und dergleichen ſtörendem Beiwerk der damals pro- 
ducirten — auch vom Verfaſſer als weitſchweifig gekennzeichneten — Folianten 
halten mag: immer bleibt die Geiſtesarbeit jener erleuchteten Pfadfinder bewun⸗ 
deruswerth, die wie ein Seckendorff, Becher, Hornick, Schröder, ins— 
beſondere aber der vom Verfaſſer mit Fug in helles Licht gerückte J. G. H. 
von Juſti, Sonnenfels, Bob und Berg, die deutſche Wiſſenſchaft der Ver⸗ 
waltungslehre auf feſte, unverrückbare Grundlagen aufzurichten und für alle 
Folgezeit, wir möchten ſagen, wiſſenſchaftlich zu aſſecuriren beſtrebt waren. Mit 
welchem bis in die Gegenwart hereinreichenden Erfolge wird im Werke trefflich 
aufgezeigt, indem der Keim des „Rechtsſtaates“ als in der ſteten Entwickelung 
und Fortbildung der Theorien vom „eudämoniſtiſchen Wohlfahrtsſtaate“ bereits 
mitenthalten dargelegt wird. Ueberraſchend ſind ferner die Hinweiſe an den 
paſſenden Stellen, wienach ſehr viele Ideen, welche heute die Kernpunkte der 
ſocialen Reformbeſtrebungen bilden, bereits in den Schriften jener Bahubrecher 
der Verwaltungslehre aufgetaucht ſind, — intereſſant auch die ganz beſonders 
gelungene Partie: „philoſophiſche Begründung des eudamoniftiichen Wohlfahrts- 
ſtaates“ (S. 138 bis 271), worin der Verfaſſer über einen ſchon vielfach beleuch⸗ 
teten Zeitabſchnitt, jenen der „Aufklärungsphiloſophie“ des vorigen Jahrhunderts, 
helle Streiflichter verbreitet, die ſeine allſeitige Vertrautheit auch mit den einzel⸗ 
nen Entwicklungsſtadien der „Wiſſenſchaft der Wiſſenſchaften“ bewähren. Im 
Ganzen ein feſſelnd und geiſtvoll geſchriebenes Buch, welches der Beachtung 
unſerer Leſer iu hohem Grade würdig iſt. Rl. 


Geſetze und Perordnungen. 
1884. II. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter— 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. 

Nr. 125. Ausgeg. am 25. October. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 12. October 1884, Z. 36.585, an die Verwaltungen der Südbahn⸗ 
Geſellſchaft, der öſterr.-ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft und der ungariſchen 
Weſtbahn, betreffend die Geſtattung des Transportes der Sprengmittel „Neue 
Arlberger Exploſiv-⸗Gelatine“, „Neues Arlberger Gelatine-Dynamit Nr. I” und 
„Neues Arlberger Gelatine-Dynamit Nr. II“ auf den ungariſchen Eiſenbahnen. 
— Verordnung des Finanzminiſteriums vom 19. October 1884, womit für 
November 1884 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von 
Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. — Friſterſtreckung zur 


Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn eventuell Straßenbahn 


(Dampftramway) von St. Johann in Tirol nach Lofer, eventuell nach Unken. 
9. September. Z. 32.454. 

Nr. 126. Ausgeg. am 28. October. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 16. October 1884, Z. 37.031, an die Verwaltungen ſämmtlicher 
öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Nachſchaffung von hölzernen, anſtatt 
der eiſernen Vorladebrücken für Pferde. — Agiozuſchlag zu den Fahr- und 
Frachtgebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. October. — 
Abdruck von Nr. 169 R. G. Bl. 

Nr. 127. Ausgeg. am 30. October. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 21. October 1884, Z. 36.795, an die Verwaltungen ſämmtlicher 
öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die deutlichere Erſichtlichmachung des Stempel⸗ 
betrages auf den Frachtbriefen mit eingedrucktem Stempelzeichen. Erlaß 
des k. k. Finanzminiſteriums au ſämmtliche k. k. Finanz⸗Landesbehörden (mit 
Ausnahme jener von Zara) vom 18. October 1884, Z. 32.936, betreffend die 
Auflaſſung der gegen die Einſchleppung der Cholera gegenüber Frankreich und 
der Schweiz angeordneten ſanitären Reviſion. — Friſterſtreckung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Feldbach nach Radkersburg. 
18. October. Z. 34.571. 

Nr. 128. Ausgeg. am 1. November. — — — 

Nr. 129. Ausgeg, am 4. November. — Verordnung des kgl. ungarischen 
Miniſters für öffentliche Arbeiten und Communicationen vom 15. September 1884 
an die Verwaltungs⸗Commiſſionen, betreffend das Verbot des Beginnes des 
Baues und der Benützung der Eiſenbahnen zum Transporte vor der Ertheilung 
der Bewilligung zum Baue, reſp. zur Eröffnung. 

Nr. 130. Ausgeg. am 6. November. — — — 
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Nr. 131. Ausgeg. am 8. November. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 24. October 1884, Z. 37.637, an die Verwaltungen ſammtlicher 
öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Modalitäten bei Beförderung von 
Schübliugen. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von Kapfenberg nach Seebach. 20. October. Z. 33.723. — Bewilli⸗ 
gung zum Baue und Betriebe einer Schlepphahn von der Station Stadlau der 
öſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft zu der dortigen Malzfabrik der Firma 
Hauſer & Sobotka. 16. October. 3. 35.266. — Aenderung der Statuten der 
k. k. priv. Graz⸗Köflacher Eiſenbahn und Bergbau-Geſellſchaft. H. M. Z. 38.407. 
Nr. 132. Ausgeg. am 11. November. — Kundmachung des k. k. Handels- 
miniſteriums vom 14. October 1884, Z. 36.729, betreffend ungiltig gewordene 
Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpiranten. — Kundmachung des k. k. 
Handelsminiſteriums vom 17. October 1884, Z. 37.263, betreffend ungiltig 
gewordene Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpiranten. 
Nr. 133. Ausgeg. am 13. November. — — — 
Nr. 134. Ausgeg. am 15. November. — — — 
| Nr. 135. Ausgeg. am 18. November. 

Nr. 136. Ausgeg. am 20. November. — Erlaß des k. k. Handelsmini— 
| ters vom 13. November 1884, Z. 41.320, au die Verwaltungen der k. k. priv. 
Südbahn⸗Geſellſchaft, priv. öſterr.⸗-ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft, k. k. priv. 
öſterr. Nordweſtbahn, a. priv. Buſchtehrader Bahn und der k. k. priv. böhmiſchen 
Weſtbahn, betreffend die Reactivirung der ärztlichen Reviſion der aus Frankreich 
mit internationalen Eiſenbahnzügen in die öſterreichiſch-ungariſche Monarchie 
übertretenden Reiſenden und ihres Gepäcks aus Anlaß des Auftretens der Cholera— 
epidemie in Paris. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
eine Localbahn von Salzburg auf die Spitze des Gaisberges. 23. October. 
8. 36.341. 

Nr. 137. Ausgeg. am 22. November. — Abdruck von Nr. 171 R. G. Bl. 
— Uebereinkommen, welches auf Grund des Geſetzes vom 8. April 1884 (R. G. Bl. 
Nr. 53) zwiſchen dem k. k. Finanzminiſterium und dem k. k. Handelsminiſterium 
einerſeits und der Oeſterreichiſchen Localeiſenbahn-Geſellſchaft in Prag, als 
Conceſſionär der Localbahn Budweis⸗ (Poric)-Salnau andererſeits in Betreff der 
Betheiligung des Staatsſchatzes an der Capitalsbeſchaffung für die obige Local— 
bahn abgeſchloſſen worden iſt. — Bewilligung zum Baue und Betriebe einer 
Schleppbahn von der Station Chodau der Buſchtehrader Eiſenbahn zur neuen 
Kohlenförderanlage der Firma J. D. Stark nächſt Chodau. 8. November. 3. 39.532. 
— Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Secundärbahn 
von einem zwiſchen den Stationen Mnichovie-Strandie und Ceréan-Pisely gelegenen 
Punkte der Kaiſer Franz⸗Joſeph⸗Bahn im Sazawathale aufwärts bis zur Station 
Sveta. 3. November. Z. 38.404. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 


Vorarbeiten für eine Localbahn vou Oppolau nach Obernitz. 8. November. 
3. 37.023. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Miniſter für Cultus und Unterricht Sigmund 
Freiherrn Conrad von Eybesfeld über ſein Anſuchen von ſeinem Poſten 
unter taxfreier Verleihung des Großkreuzes des Leopold-Ordens enthoben und 
denſelben in das Herrenhaus des Reichsrathes berufen. 

Seine Majeſtät haben den Hofrath Dr. Paul von Gautſch zum Mini⸗ 
ſter für Cultus und Unterricht ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe der Prager Statthalterei 
Eduard Wittmann den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes taxfrei 
verliehen. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bezirkscommiſſäre Heinrich Rehaͤk, Johann Tittmann, Karl Janka und 
Dr. Rudolph Korb zu Statthaltereiſecretären in Böhmen ernannt. 


Erledigungen. 


5 Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle erſter Claſſe in der zehnten, eventuell eine 
ſolche zweiter Claſſe in der eilften Rangsclaſſe, oder eine Evidenzhaltungs⸗ 
Elevenſtelle mit 500 fl. Adjutum jährlich in Niederöſterreich, bis 20. November. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


(Amtsbl. Nr. 253.) 


. Zwei techniſche Prakticantenſtellen mit Adjutum von 600 fl. und 500 fl. 
11 255 k. Dicaſterialgebäude⸗Direction in Wien, bis Ende November. (Amtsbl. 
r. 255. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 31 der Erkenntniſſe 1885. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


